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Sachverhalt: 

A.  

Der Beschwerdeführer 4, D.______ (geb. 1980, Guinea), ist 2006 in die 

Schweiz eingereist und hat einen negativen Asylentscheid erhalten. Im 

Jahre 2010 und 2014 kam es zu einer erneuten Einreise in die Schweiz. 

Seit 2014 hält er sich rechtswidrig im Land auf. Mit Verfügung vom 16. Sep-

tember 2021 wurde er aus der Schweiz weggewiesen. Am 17. September 

2021 wurde ein dreijähriges Einreiseverbot erlassen. Am 29. November 

2021 wurde gegen ihn aufgrund von rechtswidriger Einreise und rechtswid-

rigem Aufenthalt ein Strafbefehl verhängt.  

B.  

Die Beschwerdeführerin 1, A._______ (geb. 1995, Mongolei), heutige Le-

benspartnerin des Beschwerdeführers 4, reiste am 17. Oktober 2013 in die 

Schweiz ein und ersuchte hier um Asyl. Mit Verfügung vom 15. Juni 2015 

wies das Staatssekretariat für Migration (SEM) das Asylgesuch ab und ver-

fügte die Wegweisung aus der Schweiz, ordnete wegen Unzumutbarkeit 

des Wegweisungsvollzugs jedoch die vorläufige Aufnahme an. Ihre beiden 

Kinder, die Beschwerdeführerin 2, B.______ (geb. 2014, Mongolei), und 

die Beschwerdeführerin 3, C._______ (geb. 2018, Mongolei), wurden in 

ihre vorläufige Aufnahme einbezogen. Der Beschwerdeführer 4 ist der Va-

ter von Beschwerdeführerin 3. Er hat das Kind zivilrechtlich anerkannt und 

hat zusammen mit der Beschwerdeführerin 1 die elterliche Sorge inne. Die 

Beschwerdeführenden 1-4 leben seit einigen Jahren als Familie im glei-

chen Haushalt.  

C.  

Am 21. September 2021 stellte die Beschwerdeführerin 1 bei der Migrati-

onsbehörde des Kantons E._______ ein Gesuch um Familiennachzug und 

Einbezug in die vorläufige Aufnahme zugunsten des Beschwerdeführers 4. 

Die kantonale Migrationsbehörde leitete das Gesuch am 13. Oktober 2021 

an die Vorinstanz weiter.  

D.  

Mit Schreiben vom 1. November 2021 wurde die Migrationsbehörde der 

Stadt E.________ von der Vorinstanz ersucht, vom Vollzug der Wegwei-

sungsverfügung vom 16. September 2021 gegen den Beschwerdeführer 4 

einstweilen abzusehen, sollte diese Verfügung rechtskräftig werden.  

E.  

Am 1. November 2021 teilte die Vorinstanz der Beschwerdeführerin 1 mit, 
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sie beabsichtige, auf ihr Familiennachzugsgesuch nicht einzutreten, weil 

sie mit dem Beschwerdeführer 4 nicht formell verheiratet sei, sie nicht über 

ein faktisches Aufenthaltsrecht in der Schweiz verfüge und sich nicht auf 

den erweiterten Familienbegriff von Art. 8 EMRK berufen könne. Bei dieser 

Sachlage gehöre der Beschwerdeführer 4 nicht zum begünstigten Perso-

nenkreis von Art. 85 Abs. 7 AIG. Hierzu gewährte sie ihr das rechtliche Ge-

hör. 

F.  

Vom Äusserungsrecht machte die Beschwerdeführerin 1 mit Eingabe vom 

14. Dezember 2021 Gebrauch. Gleichzeitig konstituierten sich B.______ 

und C.______ (die Beschwerdeführerinnen 2 und 3) als Parteien und be-

antragten ergänzungsweise, dass der Beschwerdeführer 4 eventualiter in 

ihre vorläufige Aufnahme einzubeziehen sei.  

G.  

Mit Verfügung vom 9. März 2022 trat die Vorinstanz auf das Gesuch der 

Beschwerdeführenden 1-3 um Familiennachzug und Einbezug des Be-

schwerdeführers 4 in deren vorläufige Aufnahme nicht ein. 

H.  

Mit Rechtsmitteleingabe vom 8. April 2022 an das Bundesverwaltungsge-

richt beantragten die Beschwerdeführenden, die angefochtene Verfügung 

sei vollumfänglich aufzuheben, die Sache sei an die Vorinstanz zurückzu-

weisen und diese anzuweisen, auf das Gesuch vom 21. September 2021 

sowie die ergänzenden Rechtsbegehren vom 14. Dezember 2021 einzu-

treten und einer materiellen Prüfung zu unterziehen. Eventualiter sei das 

Gesuch gutzuheissen und der Beschwerdeführer 4 in die vorläufige Auf-

nahme der Beschwerdeführerin 1 einzubeziehen. Subeventualiter sei das 

Gesuch mit den ergänzten Rechtsbegehren vom 14. Dezember 2021 gut-

zuheissen und der Beschwerdeführer 4 in die vorläufige Aufnahme der Be-

schwerdeführerinnen 2 und 3 einzubeziehen. In prozessualer Hinsicht be-

antragten sie, dem Beschwerdeführer 4 sei im Sinne einer vorsorglichen 

Massnahme zu gestatten, den Ausgang des vorliegenden Verfahrens in 

der Schweiz abzuwarten.  

I.  

Mit Zwischenverfügung vom 24. Mai 2022 trat das Bundesverwaltungsge-

richt auf den Antrag um Erlass vorsorglicher Massnahmen nicht ein.  
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J.  

In ihrer Vernehmlassung vom 12. August 2022 hielt die Vorinstanz an ihren 

Erwägungen fest. 

K.  

In ihrer Replik vom 21. November 2022 hielten die Beschwerdeführenden 

vollumfänglich an den gestellten Anträgen sowie deren Begründung fest. 

L.  

In ihrer Duplik vom 20. Dezember 2022 hielt die Vorinstanz an ihren Erwä-

gungen fest. Ein Doppel dieser Duplik wurde am 29. Dezember 2022 den 

Beschwerdeführenden zugestellt.  

M.  

Aus organisatorischen Gründen wurde im Dezember 2022 für den bisheri-

gen Instruktionsrichter der vorsitzende Richter im Spruchkörper aufgenom-

men. 

N.  

Am 29. März 2023, eingegangen am 30. März 2023, reichten die Be-

schwerdeführenden eine ergänzende Eingabe ein. 

O.  

Auf den weiteren Akteninhalt wird, soweit rechtserheblich, in den Erwägun-

gen eingegangen. 

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1 Verfügungen des SEM betreffend Familiennachzug nach Art. 85 Abs. 7 

des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG, SR 142.20) unterliegen der 

Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (Art. 112 Abs. 1 AIG i.V.m. 

Art. 31 ff. VGG). 

1.2 Das Rechtsmittelverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht richtet 

sich nach dem VwVG, soweit das VGG nichts anderes bestimmt (Art. 37 

VGG). 

1.3 Die Beschwerdeführenden sind zur Beschwerde legitimiert (Art. 48 

Abs. 1 VwVG). Auf die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde ist 
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einzutreten, soweit die Aufhebung der vorinstanzlichen Verfügung bean-

tragt wird. Da die Vorinstanz in ihrer Verfügung vom 9. März 2022 auf das 

Gesuch um Familiennachzug und Einbezug in die vorläufige Aufnahme 

nicht eingetreten ist, bildet Gegenstand des vorliegenden Rechtsmittelver-

fahrens lediglich die Eintretensfrage (vgl. BGE 144 II 184 E. 1.1; 135 II 38 

E. 1.2). Auf die (Eventual-)anträge, das Gesuch sei gutzuheissen und der 

Beschwerdeführer 4 in die vorläufige Aufnahme der Beschwerdeführerin 1 

beziehungsweise der Beschwerdeführerinnen 2 und 3 einzubeziehen, ist 

folglich nicht einzutreten.  

2.  

Mit Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht kann die Verletzung 

von Bundesrecht einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Er-

messens, die unrichtige oder unvollständige Feststellung des Sachverhal-

tes sowie – falls nicht eine kantonale Behörde als Beschwerdeinstanz ver-

fügt hat – die Unangemessenheit gerügt werden (Art. 49 VwVG). Das Bun-

desverwaltungsgericht wendet das Bundesrecht von Amtes wegen an. Es 

ist gemäss Art. 62 Abs. 4 VwVG an die Begründung der Begehren nicht 

gebunden und kann die Beschwerde auch aus anderen als den geltend 

gemachten Gründen gutheissen oder abweisen. Massgebend ist grund-

sätzlich die Sachlage zum Zeitpunkt seines Entscheids (vgl. BVGE 2014/1 

E. 2). 

3.  

Gemäss Art. 85 Abs. 7 AIG können Ehegatten und ledige Kinder unter 18 

Jahren von in der Schweiz vorläufig aufgenommenen Personen und vor-

läufig aufgenommenen Flüchtlingen frühestens drei Jahre nach Anordnung 

der vorläufigen Aufnahme nachgezogen und in diese eingeschlossen wer-

den. Voraussetzung dafür ist, dass sie zusammenwohnen (Bst. a), eine 

bedarfsgerechte Wohnung vorhanden ist (Bst. b), die Familie nicht auf So-

zialhilfe angewiesen ist (Bst. c), sie sich in der am Wohnort gesprochenen 

Landessprache verständigen können (Bst. d) und die nachziehende Per-

son keine jährlichen Ergänzungsleistungen nach dem Bundesgesetz über 

die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversi-

cherung (ELG, SR 831.30) bezieht oder wegen des Familiennachzugs be-

ziehen könnte (Bst. e). Diese Bestimmung wird in materieller Hinsicht in 

der Verordnung vom 24. Oktober 2007 über Zulassung, Aufenthalt und Er-

werbstätigkeit (VZAE, SR 142.201) konkretisiert. Gemäss Art. 74 Abs. 3 

VZAE ist ein Familiennachzugsgesuch innerhalb von fünf Jahren zu stel-

len, sobald die zeitlichen Voraussetzungen gemäss Art. 85 Abs. 7 AIG er-

füllt sind. 
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4.  

4.1 Vorliegend ist unbestritten, dass die zeitlichen Voraussetzungen (drei 

Jahre vorläufige Aufnahme, Gesucheinreichung innerhalb von fünf Jahren) 

erfüllt sind. Auf die materiellen Voraussetzungen (Art. 85 Abs. 7 Bst. a-e 

AIG) ging die Vorinstanz nicht ein; sie prüfte lediglich den Kreis der An-

spruchsberechtigten.  

 

4.2 Die Vorinstanz führt im Nichteintretensentscheid vom 9. März 2022 

aus, dass der Gesetzgeber für den Familiennachzug gemäss Art. 85 Abs. 7 

AIG in abschliessender Aufzählung bloss Ehegatten und ledige Kinder zu-

lasse. Der Beschwerdeführer 4 gehöre als Lebenspartner von Beschwer-

deführerin 1 nicht zum Begünstigtenkreis dieser Bestimmung, weil sie nicht 

zivilrechtlich verheiratet seien. Unter den Schutzbereich von Art. 8 EMRK 

falle die geltend gemachte eheähnliche Beziehung auch nicht, denn die 

Beschwerdeführerin 1 verfüge weder über ein gefestigtes noch über ein 

faktisches Anwesenheitsrecht in der Schweiz. Letzteres verneint die Vor-

instanz aufgrund einer nicht über eine durchschnittliche Integration hinaus-

gehenden privaten Bindung gesellschaftlicher oder beruflicher Natur bezie-

hungsweise einer nicht besonders vertieften sozialen Bindung zum ausser-

familiären oder ausserhäuslichen Bereich. Weiterhin biete Art. 85 Abs. 7 

AIG keine Rechtsgrundlage für den Familiennachzug von Eltern (sog. «um-

gekehrter Familiennachzug»). Auf das Gesuch sei deshalb nicht einzutre-

ten.  

In der Vernehmlassung zitiert die Vorinstanz zum Schutzbereich von Art. 8 

EMRK, im Sinne des faktischen Aufenthaltsrechts, eine Reihe von Beispie-

len aus der bundesgerichtlichen Rechtsprechung. In der Duplik führt die 

Vorinstanz in Bezug auf das faktische Aufenthaltsrecht aus, dass in der 

Mongolei keine prekäre Situation im Bereich der Sicherheit herrsche und 

der Vollzug der Wegweisung in die Mongolei daher grundsätzlich als zu-

mutbar betrachtet werde. 

4.3 Die Beschwerdeführenden bringen dagegen im Wesentlichen vor, dass 

die Frage nach dem anspruchsberechtigten Personenkreis von Art. 85 Abs. 

7 AIG keine Eintretensvoraussetzung, sondern eine materiell-rechtliche 

Frage sei. Diese sei in einem Sachentscheid zu fällen. Bereits aus diesen 

Gründen sei die angefochtene Verfügung aufzuheben und an die Vo-

rinstanz zurückzuweisen. Materiell-rechtlich bringen sie vor, dass unter den 

Anwendungsbereich von Art. 85 Abs. 7 AIG auch gefestigte Konkubinats-

verhältnisse fielen. Dies analog zur Praxis zu Art. 51 AsylG. Darüber hinaus 
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sei auch der Anwendungsbereich von Art. 8 EMRK eröffnet, da die Be-

schwerdeführerin 1 über eine ausserordentliche Integration und somit über 

ein faktisches Aufenthaltsrecht verfüge.  

In der Replik führen die Beschwerdeführenden zusätzlich aus, dass die 

Rückkehr der Beschwerdeführerin 1 in ihr Herkunftsland immer noch un-

zumutbar sei. Die ursprünglichen Unzumutbarkeitsgründe hätten sich ver-

stärkt. Es komme hinzu, dass die Beschwerdeführerin 1 seit knapp 10 Jah-

ren in der Schweiz lebe und ausserordentlich gut integriert sei. Die Be-

schwerdeführerinnen 2 und 3 seien hier geboren, hätten ihr gesamtes bis-

heriges Leben in der Schweiz verbracht und könnten die Beziehung zum 

Beschwerdeführer 4 nur in der Schweiz leben.  

5.  

5.1 Die Beschwerdeführenden berufen sich bei ihrem Gesuch um Famili-

ennachzug auf den Schutz des Privat- und Familienlebens. Die bundesge-

richtliche Praxis lässt es für das Eintreten in diesem Zusammenhang ge-

nügen, wenn die ausländische Person in vertretbarer Weise dartut, dass 

potenziell ein Bewilligungsanspruch besteht (vgl. BGE 139 I 330 E. 1.1 mit 

Verweis auf BGE 136 II 177 E. 1.1 und 136 II 497 E. 3.3). In einem solchen 

Fall bildet die Frage, ob der Familiennachzug zu bewilligen ist, Gegenstand 

der materiellen Beurteilung und nicht des Eintretens (vgl. BGE 137 I 305 

E. 2.5 und BGE 137 I 284 E. 1.3).  

5.2 Art. 85 Abs. 7 AIG beschränkt den Kreis der Personen, die in die vor-

läufige Aufnahme einbezogen werden können, auf die Mitglieder der Kern-

familie (Ehegatten und minderjährige Kinder).  

5.3 Art. 8 Ziff. 1 EMRK garantiert den Schutz des Familienlebens, welches 

in erster Linie ebenfalls die Kernfamilie, das heisst die Gemeinschaft der 

Ehegatte mit ihren minderjährigen Kindern, umfasst (vgl. BGE 144 II 1 

E. 6.1; 135 I 143 E. 1.3.2). Die Garantie kann verletzt sein, wenn einer 

ausländischen Person, deren Familienangehörige in der Schweiz weilen, 

die Anwesenheit untersagt und damit das Familienleben vereitelt wird. Das 

in Art. 8 Ziff. 1 EMRK beziehungsweise Art. 13 Abs. 1 BV geschützte Recht 

ist berührt, wenn eine nahe, echte und tatsächlich gelebte familiäre 

Beziehung einer gefestigt anwesenheitsberechtigten Person beeinträchtigt 

wird, ohne dass es dieser möglich beziehungsweise zumutbar wäre, ihr 

Familienleben andernorts zu pflegen (vgl. BGE 144 II 1 E. 6.1.). 

Vollständigkeitshalber ist darauf hinzuweisen, dass die Eröffnung des 

Schutzbereichs von Art. 8 Ziff. 1 EMRK nicht per se zu einem Anspruch auf 
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Einreise und Aufenthalt in einem Konventionsstaat führt (siehe BVGE 2021 

VI/1 E. 13.2 und 13.3, je m.w.H.).  

5.3.1 In den Schutzbereich von Art. 8 Ziff. 1 EMRK fallen auch nicht recht-

lich begründete familiäre Verhältnisse, sofern eine genügend nahe, echte 

und tatsächlich gelebte Beziehung besteht; entscheidend ist die Qualität 

des Familienlebens und nicht dessen rechtliche Begründung (BGE 135 I 

143 E. 3.1 m.w.H.; zuletzt Urteil des Bundesgerichts 2C_561/2021 vom 

22. November 2021 E. 4.3; vgl. auch BVGE 2013/49 E. 8.4.1). Das Bun-

desgericht hat hieraus abgeleitet, dass sich aus einem Konkubinat ein Be-

willigungsanspruch unter anderem dann ergibt, wenn die partnerschaftli-

che Beziehung seit Langem eheähnlich gelebt wird. Die Beziehung der 

Konkubinatspartner muss bezüglich Art und Stabilität in ihrer Substanz ei-

ner Ehe gleichkommen. Dabei ist wesentlich, ob die Partner in einem ge-

meinsamen Haushalt leben; zudem ist der Natur und Länge ihrer Bezie-

hung sowie ihrem Interesse und ihrer Bindung aneinander, etwa durch Kin-

der oder andere Umstände wie die Übernahme von wechselseitiger Ver-

antwortung, Rechnung zu tragen (vgl. BGer 2C_561/2021 E. 4.3 m.w.H.). 

5.3.2 Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung können sich auch sol-

che Personen auf Art. 8 Ziff. 1 EMRK berufen, die kein gefestigtes Aufent-

haltsrecht haben, deren Anwesenheit in der Schweiz jedoch faktisch als 

Realität hingenommen wird beziehungsweise aus objektiven Gründen hin-

genommen werden muss (vgl. BGE 146 I 185 E. 6, 144 II 1 E. 6.1, 139 I 

330 E. 2.1, 135 I 143 E. 1.3.1 und 130 II 281 E. 3.1, je m.w.H.). Diese 

Rechtsprechung wird in Ausnahmefällen auch auf vorläufig aufgenom-

mene Personen ohne Flüchtlingseigenschaft angewendet, wobei in der 

Regel ein mehrjähriger Aufenthalt vorausgesetzt wird (vgl. Urteile des 

BVGer F-1251/2020 vom 30. März 2020 E. 6.2.2 f.; F‑7054/2016 vom 17. 

Dezember 2018 E. 5.8 ff.).  

5.4 Im dargelegten Kontext gilt es zu prüfen, ob die Vorinstanz die Eintre-

tensvoraussetzungen des vorliegenden Familiennachzugsgesuchs zu 

Recht verneint hat. Wie dargetan (siehe E. 5.1 hiervor) genügt es, wenn 

der Betroffene in vertretbarer Weise geltend macht, dass potentiell ein Be-

willigungsanspruch besteht.  

6.  

6.1 Die Beschwerdeführerin 1 ist die Lebenspartnerin von Beschwerdefüh-

rer 4. Die gemeinsame Tochter, die Beschwerdeführerin 3, hat der Be-

schwerdeführer 4 zivilrechtlich anerkannt und es erfolgte eine Erklärung 
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über die gemeinsame elterliche Sorge. Die Beschwerdeführenden 1-4 le-

ben seit einigen Jahren im gleichen Haushalt. Der Beschwerdeführer 4 

kümmert sich gemäss eigenen Angaben um den Haushalt und die Kinder-

betreuung, während die Beschwerdeführerin 1 ihrer Tätigkeit als Pflegehel-

ferin nachgeht. Auch die Vorinstanz scheint die Beschwerdeführenden fak-

tisch als Lebenspartner zu betrachten. Im Kontext der aufgelisteten Indi-

zien (gefestigte Lebenspartnerschaft mit einem gemeinsamen Kind) brin-

gen die Beschwerdeführenden plausible Gründe dafür vor, dass sie unter 

den erweiterten Kreis der Begünstigten im Lichte von Art. 8 Ziff. 1 EMRK 

fallen könnten (vgl. Urteil des BVGer F-3410/2021 vom 8. April 2022). Nur 

schon unter diesem Blickwinkel erscheint es angezeigt, auf das Gesuch 

einzutreten und die Voraussetzungen von Art. 85 Abs. 7 AIG materiell zu 

prüfen. 

6.2 Nicht anders verhält es sich mit Blick auf die Frage des gefestigten Auf-

enthaltsrechts. Vorläufig Aufgenommene, ob mit oder ohne Asyl, können 

unter Umständen nicht nur vorübergehend, sondern längerfristig nicht 

mehr in ihren Herkunftsstaat zurückkehren. Die Berufung auf ein gefestig-

tes Aufenthaltsrecht fällt bei vorläufig Aufgenommenen ohne Flüchtlingsei-

genschaft – wie vorliegend bei den Beschwerdeführerinnen 1-3 – bei einem 

mehrjährigen Aufenthalt und einer intensiven Integration in Betracht. Ob es 

sich tatsächlich so verhält, bildet Gegenstand einer materiell-rechtlichen 

Prüfung (vgl. Urteil F-3410/2021 E. 6.2). Die Beschwerdeführenden weisen 

auf den neunjährigen Aufenthalt der Beschwerdeführerin 1 in der Schweiz 

hin und zeigen in nachvollziehbarer Weise die ausserordentliche Integra-

tion der Beschwerdeführerin 1 auf. Die Beschwerdeführerenden bringen 

auch in Bezug auf das Vorliegen eines faktischen Aufenthaltsrechts plau-

sible Gründe vor, welche ein Eintreten auf das Gesuch rechtfertigen.  

6.3 Generell scheint die Vorinstanz nicht zwischen der Prüfung möglicher 

Anspruchsvoraussetzungen und der Begründetheit der Anspruchsvoraus-

setzungen zu unterscheiden beziehungsweise wendet in unzulässiger 

Weise bereits bei der Eintretensfrage den strengeren Massstab der Be-

gründetheit der Bewilligungsvoraussetzungen an.  

6.4 Demnach wäre das SEM verpflichtet gewesen, die Voraussetzungen 

von Art. 85 Abs. 7 AIG und Art. 8 EMRK materiell zu prüfen, weshalb es auf 

die Begehren der Beschwerdeführenden hätte eintreten müssen. In sol-

chen Fällen erfolgt in der Regel eine Rückweisung an die Vorinstanz zur 

materiellen Prüfung und zu neuem Entscheid (vgl. E. 1.3). Hat die Vor-
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instanz zwar zu Unrecht einen Nichteintretensentscheid getroffen, die Be-

gehren der Partei in einem Eventualstandpunkt aber gleichwohl materiell 

geprüft und mit haltbaren Erwägungen als unbegründet bezeichnet, ist aus 

prozessökonomischen Gründen von einer Kassation abzusehen (BGE 144 

II 184 E. 1.1; 135 II 38 E. 1.2). Eine solche Konstellation liegt indes nicht 

vor, da sich die Vorinstanz weder zu den materiellen Voraussetzungen von 

Art. 85 Abs. 7 AIG noch von Art. 8 EMRK – ggf. unter Berücksichtigung der 

neueren Rechtsprechung des BVGer (siehe die Urteile F-2739/2022 vom 

24. November 2022 [zur Publikation vorgesehen] und F-895/2021 vom 12. 

April 2023 E. 6) –geäussert hat. Es kann daher keine materielle Prüfung 

vorgenommen werden (vgl. dazu Urteil F-3410/2021 E. 6.4). 

6.5 Zusammenfassend ist die Vorinstanz zu Unrecht nicht auf das Famili-

ennachzugsgesuch eingetreten. 

7.  

Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass die angefochtene 

Verfügung Bundesrecht verletzt (vgl. Art. 49 VwVG). Die Beschwerde ist 

daher gutzuheissen, soweit auf sie einzutreten ist, die angefochtene Ver-

fügung ist aufzuheben und die Sache im Sinne der Erwägungen zum ma-

teriellen Entscheid an die Vorinstanz zurückzuweisen.  

8.  

Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind weder den Beschwerdeführen-

den noch der Vorinstanz Kosten aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 und 2 VwVG). 

Den vertretenen Beschwerdeführenden ist angesichts ihres Obsiegens ge-

stützt auf Art. 64 VwVG i.V.m. Art. 7 Abs. 1 des Reglements vom 21. Feb-

ruar 2008 über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwal-

tungsgericht (VGKE, SR 173.320.2) zu Lasten der Vorinstanz eine ange-

messene Parteientschädigung zuzusprechen. Mangels einer Kostennote 

setzt das Gericht die Parteientschädigung nach pflichtgemässem Ermes-

sen fest (Art. 14 Abs. 2 VGKE). In Berücksichtigung des notwendigen und 

anrechenbaren Aufwands ist diese pauschal auf Fr. 2’000.– festzusetzen.  

(Dispositiv nächste Seite) 
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird gutgeheissen, soweit darauf eingetreten wird. 

2.  

Die angefochtene Verfügung vom 9. März 2022 wird aufgehoben und die 

Sache im Sinne der Erwägungen zum materiellen Entscheid an die Vor-

instanz zurückgewiesen. 

3.  

Es werden keine Verfahrenskosten auferlegt. Der am 29. April 2022 geleis-

tete Kostenvorschuss von Fr. 800.- wird zurückerstattet.  

4.  

Die Vorinstanz hat die Beschwerdeführenden für das Verfahren vor dem 

Bundesverwaltungsgericht mit Fr. 2’000.– zu entschädigen. 

5.  

Dieses Urteil geht an die Beschwerdeführenden, die Vorinstanz und die 

zuständige kantonale Migrationsbehörde.  

 

Der vorsitzende Richter: Die Gerichtsschreiberin: 

  

Gregor Chatton Caroline Rausch 

 

 

 


